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schriftlich zu erklären, ob er von seinem Vorkaufsrecht Ge­
brauch macht.

(2) Erklärt der Vorkaufsberechtigte, daß er sein Vorkaufs­
recht ausübt, darf der Eigentümer den Kaufvertrag nur mit 
ihm abschließen.

(3) Das Vorkaufsrecht erlischt, wenn der Vorkaufsberech­
tigte die staatliche Genehmigung zum Erwerb des Grund­
stücks nicht erhält oder wenn er erklärt, daß er auf sein Vor­
kaufsrecht verzichtet, oder wenn er innerhalb von 2 Mo­
naten keine Erklärung abgibt. Auf Verlangen des Eigentümers 
ist der Vorkaufsberechtigte verpflichtet, die Löschung des Vor­
kaufsrechts im Grundbuch zu bewilligen.

§308

Das Vorkaufsrecht darf nicht ausgeübt werden, wenn der 
Verkauf zugunsten sozialistischen Eigentums erfolgt. In die­
sem Falle erlischt das, Vorkaufsrecht.

§309
(1) Ist ein anderer unter Nichtbeachtung eines Vorkaufs­

rechts als Eigentümer im Grundbuch eingetragen worden, 
kann der Vorkaufsberechtigte von ihm die Übertragung des 
Eigentums verlangen. Ein bereits gezahlter Kaufpreis ist vom 
Vorkaufsberechtigten zu erstatten.

(2) Die im Abs. 1 genannten Rechtsfolgen treten auch ein, 
, wenn das Grundstück nach Verzicht des Vorkaufsberechtigten

einem anderen zu günstigeren Bedingungen verkauft worden 
ist, als sie dem Vorkaufsberechtigten mitgeteilt worden waren.

(3) Der Vorkaufsberechtigte kann die Übertragung des 
Eigentums nicht mehr verlangen, wenn nach Kenntnisnahme 
vom Verkauf 1 Monat oder seit dem Verkauf 1 Jahr ver­
gangen ist.

Verzicht auf das Eigentum an Grundstücken

§310

(1) Das Eigentum an einem Grundstück kann dadurch auf­
gegeben werden, daß der Eigentümer den Verzicht gegenüber 
dem zuständigen staatlichen Organ in beglaubigter Form oder 
zu Protokoll erklärt und die Verzichtserklärung staatlich ge­
nehmigt wird.

(2) Mit der staatlichen Genehmigung der Verzichtserklä­
rung und der Eintragung des Verzichts im Grundbuch ent­
steht Volkseigentum. Belastungen des Grundstücks erlöschen. 
Forderungen von Gläubigem, deren Rechte am Grundstück 
erloschen sind, werden bis zur Höhe des Grundstückswertes 
beglichen. Das Auszahlungsverfahren regelt sich nach beson­
deren Rechtsvorschriften.

(3) Der Verzicht auf das Eigentum erstreckt sich auch auf 
andere im Grundbuch eingetragene Rechte des Eigentümers 
am Grundstück.

§311
Der Verzicht auf im Grundbuch eingetragene Rechte erfolgt 

durch Verzichtserklärung des Berechtigten und durch Löschung 
des Rechts im Grundbuch. Die Verzichtserklärung bedarf der 
gleichen Form, die für das Entstehen des Rechts vorgesehen 
ist.

F ü n f t e s  K a p i t e l  
Nutzung von Bodenflächen zur Erholung

§312
Abschluß des Vertrages

(1) Land- und forstwirtschaftlich nicht genutzte Boden­
flächen können Bürgern zum Zwecke der kleingärtnerischen 
Nutzung, Erholung und Freizeitgestaltung überlassen werden. 
Der Vertrag über die Nutzung ist schriftlich abzuschließen 
und bedarf der staatlichen Genehmigung, soweit das in 
Rechtsvorschriften vorgesehen ist.

(2) Der Vertrag kann unbefristet oder befristet abgeschlos­
sen werden. Ein Vertrag darf nur befristet abgeschlossen 
werden, wenn dafür gesellschaftlich gerechtfertigte Gründe 
vorliegen. Sie sind irh Vertrag anzugeben.

§313
Rechte und Pflichten des Nutzungsberechtigten

(1) Der Nutzungsberechtigte ist berechtigt und verpflichtet, 
die ihm überlassene Bodenfläche bestimmungsgemäß zu nut­
zen. Er kann insbesondere Anpflanzungen vornehmen und 
sich den Ertrag aneignen.

(2) Zwischen den Vertragspartnern kann vereinbart werden, 
daß der Nutzungsberechtigte auf der Bodenfläche ein Wochen­
endhaus oder andere Baulichkeiten errichtet, die der Erho­
lung, Freizeitgestaltung oder ähnlichen persönlichen Bedürf­
nissen dienen.

(3) Der Nutzungsberechtigte ist verpflichtet, das Entgelt für 
die Nutzung termingemäß zu zahlen. Die Übertragung der 
Nutzung an andere Bürger ist nicht zulässig.

§314
Beendigung des Nutzungsverhältnisses

(1) Das NutzungsVerhältnis kann durch Vereinbarung der 
Vertragspartner beendet werden.

(2) Der Nutzungsberechtigte kann unter Einhaltung einer 
Frist von 3 Monaten zum 31. Oktober des laufenden Jahres 
kündigen. Aus gesellschaftlich gerechtfertigten Gründen kann 
zum Ende eines Quartals mit einer Frist von einem Monat 
gekündigt werden.

(3) Der Überlassende kann mit einer Frist von 3 Monaten 
zum 31. Oktober des laufenden Jahres kündigen, wenn da­
für gesellschaftlich gerechtfertigte Gründe vorliegen, insbe­
sondere dann, wenn der Nutzungsberechtigte seine Pflichten 
wiederholt gröblich verletzt, andere Nutzungsberechtigte er­
heblich belästigt oder sich auf andere Weise gemeinschafts­
störend verhält. Bei besonders schwerwiegendem vertrags­
widrigem Verhalten kann auch zum Ende des Quartals mit 
einer Frist von einem Monat gekündigt werden. Erfolgt die 
Nutzung außerhalb einer Kleingartenanlage, kann das Nut­
zungsverhältnis auch bei Vorliegen von dringendem Eigen­
bedarf gekündigt werden.

(4) Die Kündigung des Nutzungsverhältnisses durch einen 
Vertragspartner bedarf der Schriftform. Hat der Nutzungs­
berechtigte in Ausübung des Nutzungsrechts auf der Boden­
fläche ein Wochenendhaus oder eine Garage errichtet, kann 
das Nutzungsverhältnis gegen seinen Willen nur durch ge­
richtliche Entscheidung aufgehoben werden.

(5) Endet das Nutzungsverhältnis, hat der Nutzungsberech­
tigte die Bodenfläche in einem ordnungsgemäßen Zustand 
zurückzugeben. Wertverbesserungen sind dem Nutzungs­
berechtigten zu entschädigen.

(6) Im Falle der Kündigung nach Abs. 3 aus dringendem 
Eigenbedarf ist der Überlassende verpflichtet, auf Verlangen 
des Nutzungsberechtigten von ihm errichtete Baulichkeiten 
oder Anpflanzungen durch Kauf zu erwerben.

§315
Besonderheiten bei der Nutzung von Bodenflächen in einer 

Kleingartenanlage
(1) Erfolgt die Nutzung innerhalb einer Kleingartenanlage, 

ist der Nutzungsberechtigte berechtigt, die gemeinschaft­
lichen Einrichtungen zu nutzen. Er hat die sich daraus er­
gebenden Pflichten zu erfüllen.

(2) Endet das Nutzungsverhältnis, ist der Nutzungsberech­
tigte auf Verlangen des Vorstandes verpflichtet, die von ihm 
errichteten Gebäude, Anlagen und Anpflanzungen auf dem 
Grundstück zu belassen, soweit das zur weiteren kleingärt­
nerischen Nutzung des Grundstücks erforderlich ist. Die auf


